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ESSAY

KLIMASCHUTZ NEU GETRÄUMT
Was der Staat und der Einzelne tun können,  

um effizient zu sein

Bernward Gesang

Die Ampelkoalition hat sich zum Ziel gesetzt, 
den Klimaschutz vor allem durch Maßnahmen im 
Inland zu verbessern. Dabei könnte sie im Aus-
land wesentlich mehr als jene zwei Prozent der 
weltweiten Emissionen beeinflussen, die einge-
spart werden, wenn Deutschland eines Tages kli-
maneutral wird. Nicht nur die richtige Bilanz im 
eigenen Land ist wichtig, sondern auch der abso-
lute Beitrag zur Minderung der Emissionen welt-
weit.

Maßnahmen wie der Ausbau flächendecken-
der Elektromobilität beispielsweise sind teuer. 
Für dasselbe Geld ließe sich möglicherweise in-
ternational deutlich mehr CO2 sparen, etwa, in-
dem wir vorrangig im Globalen Süden Kapital 
investieren, um den Regenwald oder die Moore 
zu schützen. Der damalige Präsident Ecuadors, 
Rafael Correa, hatte 2007 angeboten, den Re-
genwald intakt zu lassen, wenn der Westen da-
für bezahlt. Das wäre für die globale CO2-Bilanz 
deutlich sinnvoller gewesen als viele teure Maß-
nahmen im Inland, die seitdem versucht wurden. 
Deutschland hat die Pflicht, die globale Menge an 
Klimagasen effektiv zu verringern, damit der Kli-
mawandel wirklich gebremst wird. Doch das Ziel 
der nationalen Klimaneutralität ist falsch gewählt. 
Vielmehr gilt es, deutlich mehr als die angestreb-
te Senkung der Emissionen um zwei Prozent des 
globalen Aufkommens zu erreichen. Die deut-
sche Energiewende ist ein primär symbolisches 
Projekt; wollen wir etwas über das Symbolische 
hinaus bewirken, müssen wir Klimaschutz global 
und außenpolitisch denken.

KLIMAAUẞENPOLITIK

Der Staat hat andere Pflichten als das Individuum, 
denn er steht auf der internationalen Bühne und 
muss dort Allianzen schmieden, was ihn zwingt, 

auch selbst klimaneutral zu werden. Er muss im 
konventionellen Sinne glaubwürdig sein, kann 
also nicht nur „Wasser predigen und Wein trin-
ken“, auch wenn es traurig ist, dass unsere Psyche 
so simpel gestrickt ist. Nur so findet er internati-
onale Unterstützung für einen „Klimaklub“ und 
letztlich einen globalen Klimavertrag, der allein 
die Herausforderungen des Klimawandels bewäl-
tigen kann. Zugleich muss er glaubhaft machen, 
dass Klimaschutz und Wohlstand Hand in Hand 
gehen können, um die Armen dieser Welt nicht 
zu entmutigen. Er muss im Rahmen der Energie-
wende Techniken „gegen den Markt“ etablieren, 
wie er es einst bei den erneuerbaren Energien ge-
macht hat, um diese effizienter und für die Ent-
wicklungs- und Schwellenländer verfügbar zu 
machen. So muss zum Beispiel eine saubere Stahl-
produktion entwickelt und die Technik an die 
Länder des Globalen Südens abgegeben werden – 
was durchaus kein „Win-Win-Geschäft“ ist, denn 
„Abgeben“ heißt hier gerade nicht „Verkaufen“. 
Damit könnten wir – in diesem Fall sogar mithil-
fe der nationalen Klimawende – die Emissionen 
der großen globalen Emittenten über die Zwei-
Prozent-Grenze hinaus wirksam senken, da diese 
sich nicht mehr mithilfe schmutziger Kohle ent-
wickeln müssen. Kurzum: Maßnahmen im Inland 
sollten immer auf ihre Effizienz und ihre inter-
nationalen CO2-Vermeidungspotenziale geprüft 
werden. Es geht um den richtigen Mix aus Klima-
außenpolitik und Energiewende im Inneren.

Die derzeitige Bundesregierung bemüht sich 
mit einem klimapolitisch aufgestellten Außen-
ministerium durchaus darum. Aber: Nach dem 
jüngsten Regierungswechsel in Brasilien ledig-
lich 200 Millionen Euro für den Schutz des Re-
genwaldes freizugeben, zeugt von falschen Prio-
ritäten. Einige Milliarden Euro wären eher eine 
angemessene Dimension gewesen. Die nationale 
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Energiewende verschlingt letztlich zu viele Res-
sourcen, während internationales Engagement zu 
kurz kommt. Eine Alternative wäre, die gesamten 
Mittel für den Klimaschutz deutlich zu erhöhen, 
um die nationale Energiewende und das interna-
tionale Engagement vollumfänglich zu bewerk-
stelligen. Derzeit aber kümmert sich die Politik 
zu sehr um Symbole statt um tatsächlichen Kli-
maschutz.

GEBURTENKONTROLLE

Eine Politik der Geburtenkontrolle könnte ein ef-
fizientes weltweites Mittel zum Klimaschutz sein, 
wird derzeit aber kaum diskutiert. Politisch bie-
tet sich Geburtenkontrolle als Stellschraube für 
den Klimaschutz besonders deshalb an, weil sie 
die Staaten kaum etwas kostet, ja sogar Geld spa-
ren hilft. Sie durchzuführen bedeutet in der Regel 
keinen globalen Wettbewerbsnachteil, auch erfor-
dert sie keine technologischen Wunder und daran 
gekoppelte Risiken. Gegen eine staatlich gelenk-
te und von den Industrieländern geförderte Ge-
burtenkontrolle spricht allerdings, dass die freie 
Entscheidung über die Anzahl der Nachkommen 
ein Grundrecht ist, das 1994 auf der Weltbevölke-
rungskonferenz der Vereinten Nationen in Kairo 
unter dem Stichwort „Sexuelle und reproduktive 
Gesundheit und Rechte“ erstmals festgeschrieben 
wurde. Eine daran anknüpfende Kritik an jedwe-
der Bevölkerungspolitik lautet daher, dass mit ihr 
zu sehr in die Grundrechte und die Privatsphäre 
der Menschen eingegriffen werde. Der Gedanke 
einer „mit Zwang“ vertretenen Bevölkerungspo-
litik wird daher auch von den Kirchen und vielen 
NGOs abgelehnt.

Tatsächlich muss man sich zunächst fragen, 
ob eine weltweite Verringerung der Kinderzahl 
wirklich einen nennenswerten Beitrag zum Kli-
maschutz leisten könnte. Das scheint der Fall zu 
sein: Nach Schätzungen der US-Akademie der 
Wissenschaften könnte dieser Beitrag immerhin 
zu einem Fünftel der Reduktion der Klimagase 
beitragen, die wir für unsere Klimaziele benöti-
gen. 01 Wie aber ließe sich eine solche lohnende 
Politik menschenrechtskonform  umsetzen? 

Einerseits könnte man Angebote zur Auf-
klärung starten, Informationen über den Zu-

01 Vgl. Colin Hickey/Travis Rieder/Jake Earl, Population Engi-
neering and the Fight Against Climate Change, in: Social Theory 
and Practice 4/2016, S. 845–870.

sammenhang von Bevölkerungswachstum und 
Klimawandel zur Verfügung stellen und es an-
sonsten dabei bewenden lassen. Die Industrie-
länder könnten solche Angebote mitfinanzieren 
und auch für sich selbst bereitstellen, zumal der 
größte ökologische Fußabdruck derzeit noch bei 
uns im Globalen Norden verursacht wird. Al-
lerdings wird hier irgendwann ein Rollentausch 
stattfinden, da viele Länder nachholendes Wachs-
tum brauchen werden, um die Armut zu bekämp-
fen. 02 Andererseits könnte man staatliche Anreize 
zur Geburtenkontrolle schaffen beziehungsweise 
solche Anreize für Drittstaaten finanzieren. Ein 
Verbot, Kinder zu bekommen, möglicherwei-
se gar mit hohen Freiheitsstrafen sanktioniert, 
wäre menschenrechtswidrig, eine Negierung des 
Rechts auf freie Fortpflanzung und indiskutabel. 
Was aber, wenn die Ausübung dieses Rechts nur 
erschwert beziehungsweise durch Anreize weni-
ger attraktiv wird?

Staaten setzen fortwährend Anreize und 
Sanktionen, die bestimmte Rechtsausübungen er-
schweren oder erleichtern. Das hebt diese Rechte 
nicht auf. Im Falle der Bevölkerungspolitik leben 
wir in unseren westlichen Gesellschaften derzeit 
in einem System, das grundsätzlich starke Anrei-
ze für das Kinderkriegen setzt, etwa durch kin-
derbezogene Sozialleistungen. Niemand wird be-
haupten, dass derlei Anreize es verunmöglichen, 
sich gegen Kinder zu entscheiden, also die freie 
Wahl aufheben. Freiheit und Manipulation durch 
Anreize gehen zusammen, Freiheit und Zwang 
nicht. Eine Bevölkerungspolitik durch Anrei-
ze und Sanktionen ist prinzipiell verantwortbar, 
solange niemand zu einer bestimmten Entschei-
dung gezwungen wird. Ein Fonds für solche An-
reize etwa seitens der Europäischen Union, aus 
dem sich Länder des Globalen Südens bedienen 
können, wäre daher nicht undenkbar.

FÜHRERSCHEIN  
FÜR POLITIKERINNEN

Ein weiteres politisches Instrument, um der Kli-
makrise wirksamer zu begegnen, ist ein „Füh-
rerschein für PolitikerInnen“. Eine Grundaus-
bildung für Personen, die sich zur Wahl stellen, 
ist in unseren vernetzten Zeiten dringend gebo-

02 Zu Problemen mit dem demografischen Wandel bei uns vgl. 
Bernward Gesang, Darf ich das oder muss ich sogar?, Heidel-
berg 2022.
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ten. Wer Systeme und ihr Funktionieren schlecht 
einschätzen kann, sollte nicht an ihnen herum-
pfuschen. Mithilfe von Computersimulationen 
lässt sich vernetztes Denken lernen, und genau 
das sollte jemand getan haben, bevor er oder sie 
sich zur Wahl stellt. Schon heute fordern wir von 
jedem und jeder PilotIn einen umfassenden Per-
sönlichkeitstest, da diese Personen große Verant-
wortung für Andere tragen. Wieso fordern wir 
nicht Ähnliches für Personen, die in politischen 
Spitzenämtern noch viel mehr Verantwortung 
tragen? Jedenfalls wäre die Welt eine sicherere, 
ließe sich die Kandidatur persönlich ungeeigne-
ter Personen – als Beispiel sei nur der ehemalige 
US-Präsident Donald Trump genannt – bereits im 
Vorfeld  verhindern. 

Wie ließe sich das umsetzen? Drei Wege sind 
zu unterscheiden. Erstens der interne Weg: Poli-
tische Parteien sollten nur solche Personen zur 
Wahl nominieren, die intern vorgenommene 
Schulungen und Tests bestanden haben. Eine Ver-
fassungsänderung wäre hierfür nicht nötig, und 
die Parteien könnten mit der Qualifikation ihrer 
KandidatInnen und deren Zukunftsfähigkeit so-
gar werben. Zweitens der sanfte Weg der Öffent-
lichkeit: Hier ist es die Aufgabe der Wähler Innen, 
darauf zu achten, nur „zertifizierte“ Personen in 
Ämter zu wählen. Der Test selbst wäre freiwil-
lig, die Testergebnisse würden öffentlich gemacht 
– und der Rest wäre BürgerInnensache. Dass hier 
Personen ohne „Führerschein“ ins Amt gelan-
gen, bleibt gleichwohl eine Gefahr. Drittens der 
harte Weg: PolitikerInnen werden staatlicherseits 
nur zur Wahl zugelassen, wenn sie den Persön-
lichkeitstest bestanden haben – wofür allerdings 
eine Verfassungsänderung nötig wäre. Der inter-
ne Weg wäre daher zweifellos der eleganteste und 
dennoch wirksam. Begönne eine Partei damit, 
würde sich auch Druck auf die konkurrierenden 
Parteien entwickeln.

Würden wir so aber nicht in eine „Experto-
kratie“ abdriften? Dem möchte ich entgegen-
halten: Unsere Welt und die in ihr wirkenden 
Zusammenhänge haben sich derartig verkompli-
ziert, dass ein gutes Herz für gute Politik nicht 
mehr ausreicht. Politik braucht Expertise – was 
nicht heißt, dass PolitikerInnen nicht auch gegen-
über Laien lern- und kommunikationsfähig sein 
und große Empathie sowie eine gehörige Portion 
Moral mit ins Amt bringen sollten.

Würde hierüber aber nicht das passive Wahl-
recht unzulässig eingeschränkt? Ist es nicht gerade 

eine Stärke der Demokratie, dass die Repräsentie-
renden idealtypisch ein Abbild der Bevölkerung 
sind – und damit auch Menschen repräsentieren, 
die den oben geschilderten Anforderungen nicht 
entsprechen? Dem lässt sich entgegnen, dass po-
litische Ämter nach wie vor jedem offen stünden 
und dass prinzipiell jeder und jede die Eignung 
für solche Ämter über einen der genannten Wege 
erwerben könnte. Auch ein Eignungstest für an-
gehende Me di zin stu dent Innen beispielsweise 
schränkt die Wahlfreiheit des Studienplatzes ein, 
gerechtfertigt finden wir dies meist trotzdem. 
Gerade Angehörige bildungsferner Schichten 
können dann darauf hoffen, dass ihre Interessen 
wirksam und effektiv vertreten werden.

WAS KANN  
DAS INDIVIDUUM TUN? 

Fahrrad zu fahren, nicht zu fliegen oder die Kul-
turpraxis des Grillens einzustellen – dies und an-
deres wird dem Einzelnen als wirkungsvoller Bei-
trag gegen den Klimawandel empfohlen. Ist das 
aber wirklich effizient? Jeder CO2-Rechner zeigt 
uns etwas anderes: Als VerbraucherIn ein Jahr auf 
Fleisch zu verzichten, spart beispielsweise 450 kg 
CO2-Emissionen ein. 03 Monetär spart man durch 
den Verzicht etwa 651 Euro. 04 Würde man diesen 
Betrag zur Förderung von Klimaschutzprojekten 
in Ländern des Globalen Südens spenden und da-
mit den eigenen Fleischkonsum „kompensieren“, 
brächte dies eine CO2-Ersparnis von 28 300 kg. 05 
Auch wenn solche Ergebnisse natürlich immer 
von konkreten Projekten abhängen: Kompensie-
ren kann um ein Vielfaches größere Effekte ha-
ben als eine Verhaltensumstellung – auch wenn 
sein Image alles andere als sexy ist. Die allseits 
empfohlene „Standardstrategie“ für den Klima-
schutz, das eigene Emissionsverhalten umzustel-
len, ist also keineswegs am effizientesten. Warum 
„Kompensation“ trotzdem nicht der richtige Be-
griff für die hier vorgeschlagene Strategie ist, will 
ich gleich begründen.

Manche meinen, das Individuum sei nicht die 
richtige Adresse, um über Pflichten beim Klima-
schutz zu sprechen. Aufgaben wie den Klima-

03 Vgl. Julia Merlot, Was Fleischverzicht für den Klimaschutz 
bringt, 8. 8. 2019, www.spiegel.de/ a- 1280923.html.
04 Berechnet nach dem Fleischpreis-Index 2017.
05 Vgl. z. B. die Berechnungen bei Atmosfair, www.atmos-
fair.de/de/kompensieren/wunschmenge. 

http://www.spiegel.de/a-1280923.html
http://www.atmosfair.de/de/kompensieren/wunschmenge
http://www.atmosfair.de/de/kompensieren/wunschmenge
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schutz könne keiner alleine stemmen, sondern es 
gehe hierbei um Probleme kollektiven Handelns, 
für die der Staat die Koordination schaffen müs-
se. Kann er dafür sorgen, dass genügend Leute 
mitmachen, ist mein Beitrag nicht vergebens. Was 
aber, wenn der Staat bei dieser Koordinationsauf-
gabe versagt? Die Aufgabe ist zu wichtig, um un-
erledigt zu bleiben. Was also kann der oder die 
Einzelne tun?

Individuen sollten versuchen, die Welt so 
weit besser zu machen, wie es im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten liegt. Dabei geht es darum, Dop-
pel- oder Mehrfachwirkungen systematisch aus-
zunutzen. Beispielsweise können wir ärmeren 
Menschen in Regenwaldgebieten dabei helfen, 
genügend Einkommen zu erwirtschaften, damit 
diese einer Nutzung des Waldes durch Palmöl-
konzerne die Zustimmung verweigern, sofern sie 
die Nutzungsrechte am Wald haben. Das zöge 
günstige Mehrfachwirkungen nach sich: Die Ver-
ringerung von Armut ginge Hand in Hand mit 
Klima-, Tier-, Arten-, Grundwasser-, Luft- und 
Pandemieschutz. Voraussetzung ist natürlich, 
dass das Geld auch wirklich vor Ort ankommt, 
etwa bei unabhängig zertifizierten Hilfsorganisa-
tionen. 

In einer idealen Welt ohne Ressourcenknapp-
heit sollten wir der oben erwähnten Standardstra-
tegie der individuellen Verhaltensänderung folgen 
und spenden. Doch die Motivation zu helfen ist 
in der realen Welt ein knappes Gut. Beim Spen-
den überfordern wir uns nicht so schnell wie bei 
der Aufgabe, unser Verhalten zu ändern. Geld zu 
geben fällt uns leichter, als unser Emissionsver-
halten radikal umzustellen. Die Ökosteuer etwa 
hat zwar unser Rentensystem stabilisiert, die 
Anzahl der SUVs in den Garagen der Republik 
aber nicht verringert. Zumal allen klar sein soll-
te, wohin eine radikale persönliche Umstellung 
des Emissionsverhaltens führen müsste: in eine 
Welt, in der man wieder angelt und jagt, um sich 
selbst zu versorgen, in der wieder Kutschen auf 
den Straßen fahren und in der Stromfresser wie 
Rolltreppe und Aufzug verschwunden sind. Nur 
so ließe sich, wie es der „Postwachstumspapst“ 
Niko Paech einmal skizziert hat, der Klimawan-
del nennenswert verzögern; unser kompletter Le-
bensstil stünde zur Disposition. 

Solange wir über freiwilliges Handeln spre-
chen, bei dem die Individuen als Lückenbüßer für 
den Staat uns etwas Aufschub im Klimawandel 
verschaffen müssen, sollte man nichts tun, was 

ineffizient ist und motivationshemmend wirkt. 
Die Frage der Effizienz spricht auch dagegen, ein 
neues Spendenverhalten und individuelle Verhal-
tensänderungen zugleich und gleichberechtigt zu 
fordern. Angenommen, ich habe nur zwei Euro 
zur Verfügung, und eine Strategie ist um ein Viel-
faches effizienter als die andere: Sollte ich da je 
einen Euro für beide Strategien ausgeben – oder 
nicht doch lieber beide Euros auf die effizientere 
Strategie setzen?

Andererseits fühlen sich viele Menschen beim 
Spenden als „Heuchler“, solange sie nicht auch 
selbst CO2 einsparen. Eine Kombination der bei-
den Strategien könnte daher vielleicht den poli-
tisch einzufordernden Mentalitätswandel in den 
Köpfen und in vielen Regalen am ehesten auf den 
Weg bringen. Trotzdem müsste ich gut begrün-
den, weshalb ich ein vielleicht fünfzigmal ineffizi-
enteres Mittel wähle statt des effizienteren.

WARUM SPENDEN  
UNS ZEIT VERSCHAFFT  

UND KEIN ABLASSHANDEL IST

Die hier vorgeschlagene Strategie nenne ich 
„spende und ersetze“. Sie gilt nur so lange, wie die 
CO2-Vermeidungskosten im Globalen Süden er-
heblich geringer sind als bei uns und wir den Staa-
ten privat aushelfen müssen. Sie soll der Koope-
ration bei der Umstellung der Emissionen einen 
Rahmen geben, der es wahrscheinlicher macht, 
dass diese Umstellung gelingt. Zweifel am Gelin-
gen einer unkoordinierten Verhaltensänderung 
gehören zu den berechtigten Vorbehalten gegen 
die beschriebene Standardstrategie: Was bewirkt 
meine kleine CO2-Einsparung, wenn sich doch 
nur maximal zehn Prozent der reichsten und ge-
bildetsten Bevölkerungsgruppe weltweit über-
haupt um Vergleichbares bemüht? „Spende und 
ersetze“ sorgt hingegen dafür, dass konkreten 
Menschen in Armut geholfen wird, auch wenn 
sonst niemand kooperiert. Mein „Opfer“ ist nie 
vergeblich: Wenn die Spende ankommt, trägt dies 
zur konkreten Bekämpfung von Armut bei. Mehr 
Klimaschutz wiederum kann aufgrund falsch ge-
wählter Projekte scheitern, ebenso wie Erfolg 
wegen fehlender Kooperation ausbleiben kann. 
Werden die richtigen Projekte gewählt, spart dies 
jedoch mehr CO2 ein als meine persönliche Ver-
haltensänderung. In der durch effizientes Um-
stellen des privaten Verhaltens gewonnenen Zeit 
können wir darauf hoffen, dass sich die Technik 
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so weit weiterentwickelt, dass wir zum Beispiel 
auf individuelle Mobilität vielleicht nicht verzich-
ten müssen.

„Spende und ersetze“ ist dabei kein Ablass-
handel, wenn es mit der moralischen Verpflich-
tung gekoppelt ist, regelmäßig und mehr als üb-
lich zu spenden. Mit dieser Strategie stellen wir 
unser Verhalten ebenfalls um – aber nicht, um we-
niger zu emittieren, sondern, um mehr zu spen-
den. So tragen wir mehr Last für das moralisch 
Richtige. Bei einem Ablasshandel ginge es nur 
darum, uns selbst Erleichterung zu verschaffen – 
und eben nicht darum, das Richtige voranzubrin-
gen. Es geht nicht um eine persönliche „Entschul-
dung“, sondern um weniger Armut und weniger 
CO2 weltweit. Tatsächlich teilt die Umstellung 
des persönlichen Emissionsverhaltens mehr mit 
dem klassischen Ablasshandel als die hier vorge-
schlagene Strategie, geht es doch dort primär um 
einen selbst.

Mein Auto weiterzufahren, wäre innerhalb 
dieses Rahmens erlaubt, wenn ich regelmäßig und 
ausreichend spende. Auch das erinnert ein wenig 
an Ablasshandel, aber das ist durchaus gewollt, 
denn diese Strategie soll uns ja leichter fallen als 
die Standardstrategie der grundlegenden Verhal-
tensänderung, weshalb sie hoffentlich auch mehr 
Menschen umsetzen werden. Zugleich verschiebt 
sie die Verantwortung auf das Spenden und auf 
einen Politikwechsel vor Ort. Beides hängt zu-
sammen, denn auch vom Spenden geht das poli-
tische Signal aus, dass die Menschen eine Klima-
wende wünschen, was Veränderungsdruck auf 
die Politik erzeugt. Mit dem US-amerikanischen 
Philosophen Walter Sinnott-Armstrong gespro-
chen: „Genieße Deine Spaßfahrt im SUV, und 
tue gleichzeitig alles dafür, damit die Politik al-
len Akteuren, also auch Dir, solche Spaßfahrten 
verbietet.“ 06 Wir sollten uns dort politisch enga-
gieren, wo es effizient ist. „Fridays for Future“ 
etwa macht uns dies bewundernswert vor. Und 
um nicht als Lobbyist für die Autoindustrie miss-
verstanden zu werden, will ich dem obigen Zitat 
von Sinott-Armstrong voranstellen: Nur wer die 
Motivation zu helfen verliert, wenn er seinen ge-
wohnten Lebenswandel völlig umstellen muss, 
sollte diesen Lebensstil bewahren – wenn er denn 

06 Walter Sinnott-Armstrong, It’s Not My Fault: Global 
Warming and Individual Moral Obligations, in: ders./Richard 
Horwarth (Hrsg.), Perspectives on Climate Change: Science, 
Economics, Politics, Ethics, Bingley 2005, S. 285–307.

zugleich entsprechend spendet. Nur dann sollte 
er die Spaßfahrt genießen dürfen, wenn er sich 
politisch für ein Verbot einsetzt.

Hier wird nun auch deutlich, weshalb „Kom-
pensieren“ der falsche Begriff ist. Tatsächlich geht 
es ums Überkompensieren. Unter „Kompensie-
ren“ versteht man gemeinhin, etwas Schädliches 
zu tun und im Anschluss „genauso viel“ zu ge-
ben, um den Schaden wiedergutzumachen. Das 
aber ist lediglich ein Nullsummenspiel. Tatsäch-
lich geht es nicht darum, die CO2-Emissionen 
meines Autos zu kompensieren. Sondern es geht 
darum, eine Spendenquote zu erreichen, die wirk-
sam ist und erheblich mehr Klimagase reduziert 
als wir es heute tun. Mein persönliches Verhalten 
dabei in den Mittelpunkt zu stellen, ist zu kurz 
gedacht. Beim Versuch einer Kompensation wer-
den vielleicht ein paar Bäume gepflanzt, die sonst 
nicht gepflanzt würden, meine Nettobilanz redu-
ziert sich rechnerisch auf „Null“. Aber bei dieser 
Kopplung an das persönliche Emissionsverhalten 
geht es primär darum, mich selbst „grün zu ma-
chen“, mich zu entschulden. Die Welt insgesamt 
macht das nicht viel besser.

Wir sind einem Denken verhaftet, das uns 
selbst und unser Verhalten als den Nabel der Welt 
begreift. Wenn ich bei mir selbst anfange, dann 
wird schon alles gut. Doch das ist falsch. Denn 
es geht ja gar nicht um mich, sondern um den 
Klimaschutz. Darüber hinaus glauben wir, dass 
Moral wehtun müsse. Nur wenn ich richtig lei-
de, gehöre ich zu den Guten. Das kommt zwar 
von Immanuel Kant, ist aber trotzdem Nonsens. 
Denn es verkennt, dass die Motivation zu hel-
fen ein knappes Gut ist, das man schnell verlieren 
kann. Die wenigsten Menschen sind Helden mit 
unbegrenztem Budget für Altruismus.

NOCH EINMAL 
GEBURTENKONTROLLE

Nun könnte man einwenden, dass wir bislang 
das effizienteste Mittel der Standardstrategie aus-
gespart haben: den Verzicht auf Kinder. Dieser 
scheint die radikalste und effizienteste Maßnahme 
zu sein, die der Einzelne zum Klimaschutz bei-
steuern kann. 07 Der Verzicht aufs Auto spart dem-

07 Vgl. Seth Wynes/Kimberly Nicholas, The Climate Mitigation 
Gap: Education and Government Recommendations Miss the 
Most Effective Individual Actions, in: Environmental Research 
Letters 7/2017,  https://doi.org/ 10. 1088/ 1748- 9326/aa7541. 
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nach 1 bis 5,3 Tonnen CO2-Äquivalent pro Jahr, 
der Verzicht auf ein Kind hingegen 23,7 bis 117,7 
Tonnen CO2-Äquivalent. Das hat unter anderem 
damit zu tun, dass nicht nur die Emissionen eines 
Kindes, sondern auch die seiner Kinder und En-
kelkinder eingespart werden. Mittlerweile hat sich 
sogar eine eigene Bewegung namens „birth strike“ 
gebildet. Was aber ist davon zu halten?

Wer auf freiwilliger Basis Klimagase reduzieren 
will, sollte das dort tun, wo es am effizientesten ist. 
Wenn weniger Kinder zu bekommen tatsächlich 
das effizienteste Mittel gegen den Klimawandel 
ist, dann können Spenden auch hier besser helfen 
als persönliche Verhaltensänderungen. Durch die 
Bereitstellung von Verhütungsmitteln können viel 
mehr ungewollte Schwangerschaften verhindert 
werden, als man je durch privates Zeugungsverhal-
ten beeinflussen könnte. Nun könnte man provo-
kativ fragen: Wer sind wir, dass wir bevölkerungs-
politisch Einfluss auf den Globalen Süden nehmen 
wollen, nur um unseren (Klima-)Wohlstand nicht 
zu gefährden? Erstens aber würden wir mit Ver-
hütungsmitteln und entsprechender Beratung nur 
ein Angebot zur Verfügung stellen, um ungewoll-
te Schwangerschaften zu vermeiden – und damit 
gleichzeitig auch für Frauenrechte und Bildung 
und gegen Armut eintreten. Und zweitens geht es 
im Kern nicht um unseren Wohlstand, sondern da-
rum, so viele Emissionen zu vermeiden wie mög-
lich. Strategien wie „spende und ersetze“ werden 
häufig als Verzögerungs- und Ausweichstrategi-
en gesehen. Das ist völlig falsch. Es geht nicht da-
rum, weniger zu tun, sondern darum, mehr zu tun 
– aber eben da, wo es wirklich hilft.

SPENDENBEREITSCHAFT  
UND DAS „GRÜNE PARADOX“

Offen ist nun aber noch, wie groß der Beitrag des 
Individuums zur Klimawende denn sein muss. 
Wie viel soll gespendet werden? Was verlangt die 
Moral von uns? Sind wir dazu verpflichtet, das 
Glück in der Welt zu maximieren?

Wenn wir das Problem pragmatisch angehen, 
stellen wir schnell fest: Westliche Durchschnitts-
verdienerInnen gehören zum reichsten Prozent 
der Weltbevölkerung. Wenn wir auf dieser In-
sel des Reichtums leben, während vor unseren 
Küsten Menschen ertrinken, dann können wir 
uns nur dann zu guten Menschen erklären, wenn 
wir uns mindestens im unteren Prozentbereich 
unserer zeitlichen und finanziellen Möglichkei-

ten engagieren. In jedem anderen Fall müssen 
wir uns eingestehen, dass uns die Not der Ande-
ren schlicht egal ist und wir nicht zu den guten 
Menschen gehören können. Ein solches Engage-
ment stellt keine Überforderung dar: Wenn jeder 
Durchschnittsverdiener – wir sprechen hier nicht 
davon, BezieherInnen von Sozialleistungen in die 
Pflicht zu nehmen – sich bemühen würde, zum 
Beispiel vier Prozent seines Einkommens und ein 
Prozent seiner Zeit (etwa für politisches Engage-
ment) beizusteuern, dann könnten viele globale 
Probleme gelöst werden. Die dabei anfallenden 
Geldsummen würden sich mindestens auf einen 
dreistelligen Milliardenbetrag belaufen.

Stattdessen einfach das private Nachfragever-
halten zu verändern, scheint hingegen oft sinn- 
und wirkungslos. Um es an einem Beispiel fest-
zumachen: Ölpreis und Ölförderung sind nahezu 
vollständig voneinander entkoppelt. 08 Während 
die globale Ölproduktion im Laufe der vergan-
genen 30 Jahre nur moderat gestiegen ist, sind die 
Ausschläge im Ölpreis im gleichen Zeitraum be-
achtlich, ohne dass dies durch individuelles Ver-
halten beeinflusst wäre. Meine kleine Spritein-
sparung kann in diesem Markt die Fördermenge 
nicht senken, Preissignale werden ignoriert. Mei-
ne kleine Spende aber nutzt in jedem Fall kon-
kreten Menschen – und hoffentlich auch dem Kli-
ma. In der Frage des Klimas müssen zwar auch 
(vergleichsweise wenige) andere Leute mitziehen; 
aber ich bin nicht zwangsläufig auf Marktmecha-
nismen angewiesen, und mein kleiner Beitrag be-
wirkt in jedem Fall etwas Gutes.

Die beschriebene Strategie, sich auf das Spen-
den zu konzentrieren, hat einen weiteren Vorteil: 
Sie mündet nicht im „grünen Paradox“. Ein solches 
würde unweigerlich entstehen, wenn es uns doch 
gelänge, über ein geändertes Nachfrageverhalten 
Weltmarktpreise zu beeinflussen. Denn sparen wir 
fossile Energien, sinkt in der Folge der Weltmarkt-
preis für diese Energien, und andere Länder, die 
sich am dringlichsten Wachstum wünschen, kau-
fen diese billiger ein. Gespart wird durch unse-
re verringerte Nachfrage de facto nichts, sondern 
wir subventionieren die Preise für die Schwellen-
länder. 09 Das mag man zwar positiv als „Entwick-
lungspolitik mit anderen Mitteln“ betrachten, ist 

08 Vgl. Sven Steinkamp, Nachfrageorientierte Klimapolitik. Evi-
denz aus der Corona-Krise, in: Wirtschaftsdienst 4/2020, S. 300 ff.
09 Ein von der EU ergriffenes Gegenmittel sind „Border Car-
bon Adjustments“, also Zölle auf CO2-intensive Produkte.
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aber hinsichtlich des Klimaschutzes mehr als pro-
blematisch. Möglicherweise würden auf diese Wei-
se sogar noch mehr fossile Energieträger gefördert. 
Denn diese bringen jetzt noch Geld, drohen aber 
in Zukunft unverkäuflich zu werden.

Für all diejenigen, die bei meinem Denkmanö-
ver noch immer Magenschmerzen haben: Da un-
ser Wissen über die Zukunft nicht perfekt ist und 
wir normalerweise Wesen sind, die nicht alles an 
Effizienz festmachen, sollten wir erwägen, meh-
rere Strategien gleichzeitig zu verfolgen. So kann 
man die Spendenziele „diversifizieren“ und sich 
genauer über sie informieren: Solar-Öfen in Indi-
en zum Beispiel fördern Gesundheit und Klima-
schutz sehr solide, während ein Regenwald the-
oretisch auch abbrennen kann – besonders dann, 
wenn man seine Besitzer nicht auf seine Seite 
bringt. Also gehören sowohl die riskante als auch 
die solide Strategie in unser „Portfolio“, wobei wir 
Risiken nicht werden vermeiden können, wenn 
uns das Wasser – wortwörtlich – bis zum Hals 
steht. Wichtig ist: In einem Portfolio der Strate-
gien sollte „spende und ersetze“ in jedem Fall sei-

nen Platz haben, aber natürlich kann man auch an 
der eigenen Verhaltensänderung arbeiten – zumal 
dann, wenn sie nicht zu viel kostet. Wie hoch wel-
che Kosten in Form eines Verlusts von Wohlerge-
hen für ein Individuum ausfallen, bestimmt seine 
eigene Wahrnehmung. Wem es nichts ausmacht, 
kein Fleisch zu essen, für den ist diese Maßnah-
me auch kein Motivationshindernis. Meine Ar-
gumentation zielt vor allem auf diejenigen, denen 
nur ein begrenztes Budget zum Helfen zur Verfü-
gung steht. Oft können jedoch auch sie ohne Kos-
ten kooperieren: So kostet es zum Beispiel de fac-
to nichts, zu wählen (zur Not per Briefwahl) oder 
die „grüne Suchmaschine“ Ecosia statt Google auf 
dem Rechner zu installieren. Also sollte man das 
auch tun. So wird das „entweder oder“ doch noch 
zu einem bedingten „sowohl als auch“.
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